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1. Rechtsgrundlage 

Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) nach § 91 SGB V beschließt nach § 92 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 7 SGB V die Arbeitsunfähigkeits-Richtlinien (AU-RL) zur Konkretisierung der 
Bewertungsmaßstäbe für die Beurteilung von Arbeitsunfähigkeit. Die ärztliche Feststellung 
von Arbeitsunfähigkeit schafft in der Regel die Voraussetzung für den Anspruch von 
Versicherten auf Entgeltfortzahlung im Krankheitsfalle oder Krankengeld.  

Mit Beschluss vom 19. Januar 2012 hat der G-BA auf Grundlage von § 91 Abs. 2a 
Satz 3 SGB V die Stimmrechte für Richtlinien und Entscheidungen festgelegt (Anlage I zur 
GO des G-BA, BAnz. Nr. 36 (S. 917) vom 02.03.2012). Bei Beschlüssen über die AU-RL ist 
gem. Nr. 46 der Anlage I zur GO des G-BA auf Seiten der Leistungserbringer neben der 
Kassenärztlichen Bundesvereinigung auch die Kassenzahnärztliche Bundesvereinigung 
stimmberechtigt. Mit dem Beschluss über eine Neufassung der AU-RL gilt diese auch 
grundsätzlich für die vertragszahnärztliche Versorgung. Eine gesonderte Feststellung über 
die Geltung der AU-RL für die vertragszahnärztliche Versorgung im Richtlinientext ist nicht 
erforderlich. Keine Anwendung finden Regelungen der AU-RL, die im Bereich der 
vertragszahnärztlichen Versorgung keine praktische Relevanz haben, wie – in Fällen der 
Ermangelung von die AU begründenden zahnärztlichen Diagnosen – die Angabe gem. § 5 
Abs. 1 Satz 2 AU-RL von nach § 295 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Satz 2 SGB V bezeichneten 
Diagnosen in der AU-Bescheinigung, welche die Arbeitsunfähigkeit begründen. In diesen 
Fällen ist in entsprechender Anwendung des § 295 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, 2. Halbsatz SGB V 
der zahnärztliche Befund zu dokumentieren. 

In § 3 Abs. 2, 6. Spiegelstrich AU-RL ist bislang geregelt, dass Arbeitsunfähigkeit im Sinne 
der AU-RL dann nicht vorliegt, wenn ein Beschäftigungsverbot nach dem Mutterschutzgesetz 
(§ 3 Abs. 1 MuSchG) ausgesprochen wurde. Dies gilt auch für Schwangere, die zugleich 
Arbeitslose nach SGB III sind. Nach neuester Rechtsprechung des Bundessozialgerichts ist 
ein Beschäftigungsverbot nach § 3 Abs. 1 MuSchG nicht unmittelbar auf den Personenkreis 
arbeitsloser schwangerer Frauen übertragbar. Die AU-RL war in Bezug auf diesen 
Personenkreis an die höchstrichterliche Rechtsprechung anzupassen.  

Mit dem „Gesetz zur Änderung des Transplantationsgesetzes vom 21. Juli 2012“ wurde 
ferner der Regelungsauftrag des G-BA in § 92 Absatz 1 Satz 2 Nummer 7 SGB V um die 
Regelung der Arbeitsunfähigkeit bei Organ- und Gewebespenden („nach § 44a Satz 1“) 
erweitert. Zudem hat der G-BA mit Schreiben vom 23. April 2013 das Bundesministerium für 
Gesundheit (BMG) um Rückmeldung gebeten, ob es eine leistungsrechtliche Gleichstellung 
von Blutstammzellspenden nach § 9 des Transfusionsgesetzes mit Organ- und 
Gewebespenden nach § 8 und 8a des Transplantationsgesetzes für geboten hält und 
deshalb eine Regelung der Arbeitsunfähigkeit aufgrund von Organ- und Gewebespenden, 
die Spenden von Blutstammzellen nach dem Transfusionsgesetz einschließt, nach § 94 
Abs. 1 SGB V grundsätzlich für genehmigungsfähig halte. Mit Schreiben vom 9. Juli 2013 hat 
das BMG die Rechtsauffassung des G-BA bestätigt und angekündigt, dass es prüfen werde, 
zu einem späteren Zeitpunkt eine rechtliche Klarstellung in einem geeigneten 
Gesetzgebungsverfahren vorzunehmen (siehe Anlage zu den Tragenden Gründen). 

Mit der redaktionellen Überarbeitung der Richtlinien wird der Beschluss des G-BA zur 
Richtliniengestaltung vom 21. Juni 2005 umgesetzt, wonach u. a. die Bezeichnung Richtlinie 
im Singular verwendet werden soll. Zudem wird durch Verwendung geschlechtlicher 
Paarformen dem Grundsatz der sprachlichen Gleichbehandlung von Frauen und Männern 
entsprechend dem Beschluss des G-BA vom 9. Dezember 2006 Rechnung getragen.  

Vor Entscheidungen des G-BA war nach § 91 Abs. 5 SGB V der Bundesärztekammer und 
der Bundeszahnärztekammer Gelegenheit zur Abgabe einer Stellungnahme zu der 
geplanten Richtlinienänderung zu geben. Die Frist für die Abgabe von Stellungnahmen soll 
mindestens 4 Wochen betragen (§ 33 Abs. 1 Verfahrensordnung des G-BA (VerfO)). Die 
Stellungnahmen waren in die Entscheidung einzubeziehen. 
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2. Eckpunkte der Entscheidung  

2.1 Redaktionelle Änderungen 

Die wesentlichen redaktionellen Änderungen betreffen die sprachliche Gleichbehandlung von 
Frauen und Männern. Nach dem Beschluss des G-BA vom 9. Dezember 2006 soll bei der 
Abfassung von Richtlinien dem Grundsatz der sprachlichen Gleichbehandlung von Frauen 
und Männern möglichst durch Verwendung geschlechtlicher Paarformen Rechnung getragen 
werden. Dem ist der G-BA mit der Neufassung nachgekommen. 

 

2.2 Arbeitsunfähigkeit aufgrund Organ- und Gewebespenden 

Mit dem „Gesetz zur Änderung des Transplantationsgesetzes vom 21. Juli 2012“ haben 
Spenderinnen oder Spender von Organen oder Geweben einen Anspruch auf Krankengeld, 
wenn eine im Rahmen des Transplantationsgesetzes erfolgende Spende von Organen oder 
Geweben an Versicherte sie arbeitsunfähig macht (§ 44a Satz 1 SGB V). Der G-BA wurde 
zugleich in § 92 Absatz 1 Satz 2 Nummer 7 SGB V beauftragt, den Maßstab der 
Arbeitsunfähigkeit aufgrund einer Spende von Organen oder Geweben zu regeln. Mit den 
vorgenommenen Änderungen kommt der G-BA diesem Auftrag nach. 

zu § 2 Abs. 8: 

Die Regelung in § 2 Abs. 8 der Richtlinie soll sicherstellen, dass die Richtlinie entsprechend 
für die Feststellung der Arbeitsunfähigkeit versicherter sowie nicht gesetzlich 
krankenversicherter Personen aufgrund einer im Rahmen der §§ 8 oder 8a des 
Transplantationsgesetzes erfolgenden Spende von Organen oder Geweben oder einer im 
Rahmen § 9 des Transfusionsgesetzes erfolgenden Spende von Blutstammzellen 
angewendet wird.  

Bei der Durchführung einer Organ- bzw. Gewebeentnahme oder Spende von 
Blutstammzellen an einer deutschen Einrichtung ist davon auszugehen, dass diese nach 
dem deutschen Transplantationsgesetz oder dem Transfusionsgesetz stattgefunden hat. Die 
Regelung umfasst ebenso den Kreis der Spenderinnen und Spender von Blutstammzellen 
nach § 9 des Transfusionsgesetzes. Dieser Personenkreis ist im Rahmen der Änderung des 
Transplantationsgesetzes nicht ausdrücklich berücksichtigt worden. Blutstammzellen können 
entweder über eine Blutstammzellspende oder über eine Knochenmarkspende gewonnen 
werden. Im Falle einer Knochenmarkspende richtet sich das Verfahren nach dem 
Transplantationsgesetz. Im Falle einer Blutstammzellspende richtet sich das Verfahren 
hingegen nach den Regelungen des Transfusionsgesetzes. Ein sachlicher Grund für eine 
leistungsrechtliche Ungleichbehandlung des letztgenannten Personenkreises ist nicht 
gegeben. Daher wird eine über den Gesetzeswortlaut hinausgehende Gleichstellung des 
Kreises der Spenderinnen und Spender von Blutstammzellen nach dem Transfusionsgesetz 
mit dem Kreis der Spenderinnen und Spender nach dem Transplantationsgesetz für 
sachgerecht gehalten. 

zu § 3: 

Die Änderung in § 3 Abs. 1 war wegen hinzukommender Tatbestände der Arbeitsunfähigkeit 
aus anderen Gründen als aus Gründen einer Krankheit, namentlich Arbeitsunfähigkeit 
aufgrund einer Organ- und Gewebespende, erforderlich. 

Abs. 2 ist als beispielhafte Aufzählung entsprechender Sachverhalte zu verstehen, in denen 
Arbeitsunfähigkeit nicht vorliegt. Zur Klarstellung wurde das Wort „insbesondere“ ergänzt. 
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Zu §§ 4 und 5: 

Da z. B. bei Organspenden die Entgeltfortzahlung nicht wegen Krankheit erfolgt, waren die 
Worte „im Krankheitsfall“ in § 4 Abs. 2 zu streichen. Gleiches gilt für § 5 Abs. 1 Satz 1. 

Die Änderung in § 5 Abs. 6 beruht auf veränderte Voraussetzungen für den 
Versicherungstatbestand der Organ- und Gewebespende nach § 12a SGB VII. Die Vorschrift 
sieht vor, dass Gesundheitsschäden im Zusammenhang mit der Spende von Blut oder 
körpereigenen Organen, Organteilen oder Gewebe als Versicherungsfall im Sinne des § 7 
Abs. 1 SGB VII anzusehen sind. § 7 Abs. 1 SGB VII besagt, dass Versicherungsfälle 
Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten sind. Im Sinne von § 5 Abs. 6 der Richtlinie kann der 
Fall der Spätschäden bei einer Blut- oder Organspende damit unter die Merkmale 
Arbeitsunfall oder Berufskrankheit subsumiert werden. Der Klammerzusatz dient als 
Hilfestellung für den Arzt. 

 

2.3 Arbeitsunfähigkeit von arbeitslosen Schwangeren 

In § 3 Abs. 2, 6. Spiegelstrich AU-RL war bislang geregelt, dass Arbeitsunfähigkeit im Sinne 
der AU-RL dann nicht vorliegt, wenn ein Beschäftigungsverbot nach dem Mutterschutzgesetz 
(Zeugnis nach § 3 Abs. 1 MuSchG) ausgesprochen wurde. Bei arbeitslosen Schwangeren 
kann ein ausgesprochenes Beschäftigungsverbot zugleich zur Folge haben, dass es an einer 
Verfügbarkeit nach § 138 Abs. 5 SGB III mit der Konsequenz fehlt, dass weder ein Anspruch 
auf Krankengeld noch auf Arbeitslosengeld besteht. 

Nach neuester Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG-Urteil vom 22.02.2012 – Az. 
B 11 AL 26/10 R; BSG-Urteil vom 30.11.2011 – Az. B 11 AL 7/11 R) wird davon 
ausgegangen, dass ein Beschäftigungsverbot nach § 3 Abs. 1 MuSchG nicht unmittelbar auf 
arbeitslose Schwangere übertragen werden kann, da die Vorschrift darauf abstellt, dass eine 
Gefährdung bei Fortdauer der Beschäftigung besteht. Bei nicht erwerbstätigen Schwangeren 
ist eine fortdauernde Beschäftigung nicht gegeben. Daher ist für die Beurteilung der 
Verfügbarkeit nach § 138 Abs. 5 SGB III festzustellen, ob sich das ärztlicherseits bestätigte 
gesundheitliche Risikopotenzial nur auf die zuletzt ausgeübte Tätigkeit oder auf alle 
zumutbaren Beschäftigungen bezieht. Nur im letztgenannten Fall fehlt es bereits an einer 
Verfügbarkeit im Sinn des "Könnens" einer Beschäftigungsausübung und es ist vom 
Vorliegen einer Arbeitsunfähigkeit auszugehen, wenn die arbeitslose Schwangere nicht mehr 
in der Lage ist, eine mindestens 15 Stunden wöchentlich umfassende leichte Tätigkeit 
auszuüben. 

Eine entsprechende Regelung auf der Grundlage der genannten Rechtsprechung wurde in 
einem neuen Satz 3 in § 2 Abs. 3 der Richtlinie aufgenommen. Zudem ist der 
6. Spiegelstrich in § 3 Abs. 2 ergänzt worden. 

 

3. Würdigung der Stellungnahme 

Der G-BA hat die eingegangene Stellungnahme ausgewertet und ausgehend hiervon 
folgende Änderungen in Bezug auf die Neufassung der Arbeitsunfähigkeits-Richtlinie 
vorgenommen: 

In § 4 wird die bisherige Unterteilung in die Absätze 1 bis 4 beibehalten. Die Worte „eines 
Erkrankungsfalles“ in § 4 Abs. 3 Satz 2 werden gestrichen. 

In § 5 Abs. 6 werden im Klammerzusatz nach den Worten „Organen und Geweben“ die 
Worte „i.S.v. § 12a SGB VII“ eingefügt. 
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Angeregt durch die Stellungnahme werden zudem in § 4 Abs. 3 Satz 1 die Worte „vollständig 
und“ gestrichen. Anders als in der Stellungnahme wird hiermit jedoch keinem datenschutz-
rechtlichen Erfordernis gefolgt. Vielmehr dient die Änderung der Verschlankung des 
Richtlinientextes. Satz 1 bezieht sich nur auf das vollständige Ausfüllen der Vordrucke. Ein 
vollständiges Ausfüllen von Vordrucken gilt bereits durch § 35 Abs. 2 Bundesmantelvertrag-
Ärzte als vereinbart, so dass der Hinweis „vollständig“ entbehrlich ist. 

Das Stellungnahmeverfahren ist in Abschnitt 6 dokumentiert. 

 

4. Bürokratiekostenermittlung 

Die Bescheinigung von Arbeitsunfähigkeit ist in § 31 Bundesmantelvertrag-Ärzte als 
vertragsärztliche Leistung abstrakt-generell geregelt. Hieraus wird einerseits unbeschadet 
eventuell möglicher quantitativer Veränderungen die Position vertreten, dass keine neuen 
Informationspflichten begründet werden und demzufolge auch keine darstellungspflichtigen 
Bürokratiekosten entstehen, weil keine neue Leistung implementiert wird. Andererseits wird 
die Position vertreten, dass durch mögliche quantitative Veränderungen relevante 
Bürokratiekosten entstehen können. 

 

5. Verfahrensablauf 

Datum Gremium Beratungsgegenstand / Verfahrensschritt 

13.11.2012 UA VL Beauftragung der AG AU-RL mit der Anpassung der AU-RL 
an die höchstrichterliche Rechtsprechung im Hinblick auf 
arbeitslose Schwangere bei vorliegendem Beschäftigungs-
verbot 

23.01.2013 UA VL Beauftragung der AG AU-RL mit der Beratung einer Regelung 
der Arbeitsunfähigkeit bei Spenden von Organen und 
Geweben 

29.05.2013 UA VL Beratung des Beschlussentwurfs und Beschluss zur Einleitung 
des Stellungnahmeverfahrens vor abschließender 
Entscheidung des G-BA (gemäß 1. Kapitel § 10 VerfO) über 
eine Neufassung der Arbeitsunfähigkeits-Richtlinien 

09.07.2013  Schreiben des BMG vom 09.07.2013 zur Gleichbehandlung 
der Spender von Blutstammzellen nach § 9 des Trans-
fusionsgesetztes 

23.10.2013 UA VL Auswertung der Stellungnahme und Beschluss über das 
Absehen von einer Anhörung nach § 12 Abs. 2 GO 

Beschluss der Beschlussunterlagen (Beschlussentwurf, 
Tragende Gründe) 

TT.MM.JJJJ G-BA Abschließende Beratungen und Beschluss über eine 
Neufassung der Arbeitsunfähigkeits-Richtlinien 

TT.MM.JJJJ  Mitteilung des Ergebnisses der gemäß § 94 Abs. 1 SGB V 
erforderlichen Prüfung des Bundesministeriums für 
Gesundheit / Auflage 
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Datum Gremium Beratungsgegenstand / Verfahrensschritt 

TT.MM.JJJJ XY ggf. weitere Schritte gemäß VerfO soweit sie sich aus dem 
Prüfergebnis gemäß § 94 Abs. 1 SGB V des BMG ergeben 

TT.MM.JJJJ  Veröffentlichung im Bundesanzeiger 

TT.MM.JJJJ  Inkrafttreten 

 

 

Berlin, den 14. November 2013 

Gemeinsamer Bundesausschuss 
gemäß § 91 SGB V 

Der Vorsitzende 

 

 

Hecken 
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6. Dokumentation des Stellungnahmeverfahrens 

Die Volltexte zur Dokumentation des Stellungnahmeverfahrens sind in der Anlage zu den 
Tragenden Gründen beigefügt. 

 

6.1 Einleitung des Stellungnahmeverfahrens  

Der UA VL hat in seiner Sitzung am 29. Mai 2013 beschlossen, vor einer Neufassung der 
AU-Richtlinie ein Stellungnahmeverfahren einzuleiten. Dazu wurde den Organisationen nach 
§ 91 Abs. 5 SGB V, also Bundesärztekammer (BÄK) und Bundeszahnärztekammer (BZÄK), 
mit Schreiben vom 17. Juni 2013 innerhalb einer Frist von 4 Wochen bis zum 15. Juli 2013 
Gelegenheit zur Abgabe einer Stellungnahme zu dem Beschlussentwurf gegeben. Den 
angeschriebenen Organisationen wurden die Tragenden Gründe anlässlich der 
Beschlussfassung des G-BA zur Einleitung des Stellungnahmeverfahrens als Erläuterung 
übersandt. 
 

6.2 Stellungnahme der Bundesärztekammer 

Mit Schreiben vom 15. Juli 2013 (per E-Mail eingegangen am selben Tag) ist der 
Geschäftsstelle eine Stellungnahme der BÄK zugegangen. Der Unterausschuss Veranlasste 
Leistungen hat die Stellungnahme in seiner Sitzung am 23. Oktober 2013 ausgewertet. 
 

6.3 Schreiben der BZÄK 

Die BZÄK hat mit Schreiben vom 8. Juli 2013 (per E-Mail eingegangen am selben Tag) 
erklärt, sie sehe in dem konkreten Verfahren von der Abgabe einer Stellungnahme ab.
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6.4 Auswertung der Stellungnahme der BÄK 

Stellung-
nehmer 

Änderungsvorschlag / Zustimmung/Begründung Würdigung der Stellungnahme  

BÄK 

Die Bundesärztekammer nimmt zu den Richtlinienänderungen wie folgt Stellung:  

Die Bundesärztekammer hält die beabsichtigten Richtlinienänderungen insgesamt für 
zweckmäßig und gelungen. Zu einzelnen Abschnitten erscheinen noch folgende Hinweise oder 
Ergänzungsvorschläge angebracht: 

Kenntnisnahme 

• zu § 2 Abs. 8 (neu): 

Die Bundesärztekammer begrüßt die Umsetzung der durch die Novellierung des TPG 
veränderten Regelungen für die Inanspruchnahme von Krankengeld bei einer Gewebespende. 
Die Bundesärztekammer hatte bereits in eigenen Stellungnahmen zum 
Gesetzgebungsverfahren der TPG-Novellierung diesen Aspekt thematisiert. Die 
Bundesärztekammer hatte sich darüber hinaus wiederholt dafür eingesetzt, die 
wissenschaftlich nicht begründbare Unterteilung für hämatopoetische Stammzellen aus 
Nabelschnurblut und peripherem Blut mit Regelungen im TFG und AMG einerseits und für 
hämatopoetische Stammzellen aus Knochenmark mit Regelungen im TPG und AMG 
andererseits aufzuheben. Der mit der vorliegenden Richtlinienänderung in § 2 Abs. 8 (neu) 
vorgenommene Ansatz, die zwei unterschiedlichen Rechtskreisen zugeordneten 
hämatopoetischen Stammzellen in Bezug auf die Aufwands- und Entschädigungsregelungen 
für die Spender gleichzustellen, ist daher zu begrüßen. 

Kenntnisnahme 

• zu § 4: 

Für § 4 empfiehlt die Bundesärztekammer, die bisherige Unterteilung in die Absätze 1 bis 4 
aus Gründen der Übersichtlichkeit beizubehalten. Außerdem sollten in dem Satz „Derartige 
Anfragen seitens der Krankenkasse sind in der Regel frühestens nach einer kumulativen 
Zeitdauer der Arbeitsunfähigkeit eines Erkrankungsfalles von 21 Tagen zulässig.“ (§ 4 Abs. 3 
Satz 2 alt bzw. Abs. 1 Satz 2 neu) die Wörter "eines Erkrankungsfalles" gestrichen werden, da 
es sich bei einer Organ- oder Gewebespende nicht um einen Erkrankungsfall handelt, siehe 

den Änderungsvorschlägen wird 
zugestimmt: 

Beibehaltung der bisherigen 
Unterteilung in die Absätze 1 bis 
4 in § 4; Streichung der Worte 
„eines Erkrankungsfalles“ in § 4 
Abs. 3 Satz 2  
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Stellung-
nehmer 

Änderungsvorschlag / Zustimmung/Begründung Würdigung der Stellungnahme  

die Streichungen in § 4 und § 5 und die Erläuterung hierzu in den tragenden Gründen. 

• zu § 5 Abs. 6: 

In § 5 Abs. 6 sollte aus Klarstellungsgründen im Klammerzusatz  nach den Wörtern "Organen 
und Geweben" der Zusatz „i. S. v. § 12a SGB VII" eingefügt werden. Laut des in der Vorschrift 
angeführten § 7 SGB VII sind Versicherungsfälle lediglich Arbeitsunfälle und 
Berufskrankheiten, nicht aber Gesundheitsschäden im Zusammenhang mit der Spende von 
Organen oder Geweben. Dass solche Gesundheitsschäden unter die Begriffe Arbeitsunfall 
oder Berufskrankheit subsumiert werden können, wird erst durch die Verknüpfung zu § 12a 
SGB VII deutlich und sollte deshalb im Richtlinientext aufgenommen werden und nicht lediglich 
als Erläuterung in den tragenden Gründen. 

dem Änderungsvorschlag wird 
zugestimmt:  

in § 5 Abs. 6 werden im 
Klammerzusatz nach den Worten 
„Organen und Geweben“ die 
Worte „i.S.v. § 12a SGB VII“ 
eingefügt 

Zusätzlich zu den Hinweisen auf die aktuellen Änderungen in der bestehenden Richtlinie weist 
die Bundesärztekammer auf den Satz „Die Vertragsärztin oder der Vertragsarzt teilt der 
Krankenkasse auf Anforderung vollständig und in der Regel innerhalb von drei Werktagen 
weitere Informationen auf den vereinbarten Vordrucken mit“ (§ 4 Abs. 3 Satz 1 alt bzw. Abs. 1 
Satz 1 neu) hin. Hier erscheint die Formulierung "vollständig" im Hinblick auf 
datenschutzrechtliche Gesichtspunkte und auf die ärztliche Schweigepflicht problematisch. Die 
gesetzlichen Vorschriften im SGB V (§§ 294 ff) verlangen lediglich die Übermittlung der 
notwendigen bzw. erforderlichen Daten. 

datenschutzrechtliche 
Gesichtspunkte werden nicht 
gesehen;  

der Streichung der Formulierung 
„vollständig und“ wird mit dem 
Ziel der Verschlankung des 
Richtlinientextes aus folgenden 
Gründen dennoch zugestimmt: 

Satz 1 bezieht sich nur auf das 
vollständige Ausfüllen der 
Vordrucke; ein vollständiges 
Ausfüllen von Vordrucken gilt 
bereits durch § 35 Abs. 2 
Bundesmantelvertrag-Ärzte als 
vereinbart, so dass der Hinweis 
„vollständig“ entbehrlich ist 
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6.5 Mündliche Stellungnahme 

Die Bundesärztekammer hat als einzige stellungnahmeberechtigte Organisation eine 
schriftliche Stellungnahme abgegeben und bereits im Anschreiben der Stellungnahme vom 
15. Juli 2013 auf die mündliche Stellungnahme bzw. Anhörung verzichtet. 

Der Unterausschuss Veranlasste Leistungen hat daher entschieden, dass keine Anhörung 
erforderlich ist (s. 1. Kapitel § 12 Abs. 2 VerfO). 



Tragende Gründe  
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Schreiben der Bundeszahnärztekammer zum Verzicht auf Abgabe einer 
Stellungnahme 
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Schreiben der Bundesärztekammer zum Verzicht auf eine mündliche Anhörung 
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Schreiben an das Bundesministerium für Gesundheit zur Gleichbehandlung der 
Spender von Blutstammzellen nach § 9 des Transfusionsgesetztes 
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28 

Antwort des Bundesministeriums für Gesundheit zur Gleichbehandlung der Spender 
von Blutstammzellen nach § 9 des Transfusionsgesetztes 
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